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Antrag 

der Abgeordneten Vera Wollenberger, Gerd Poppe und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Verbot des Rüstungsexportes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

L Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die deutsche Politik und die Verfassung müssen der Einsicht 
Rechnung tragen, daß Deutschland aufgrund seiner Vergan- 
genheit und seiner geographischen Lage die besondere Ver- 
pfhchtung wahrzunehmen hat, alles für die Wahrung und die 
Förderung von Frieden und Menschenrechten zu tun und dafür 
zu sorgen, daß von deutschem Boden nie wieder Krieg ausgeht. 
Mit den Veränderungen in Europa nach dem Ende des Ost- 
West-Konfliktes müssen auch die Bedingungen der deutschen 
Sicherheitspohtik neu bestimmt werden. Ziel deutscher Sicher- 
heitspolitik müssen weitere Abrüstung sowie die Stärkung von 
Instrumentarien der Konfliktprävention und der Schlichtung 
von Konflikten mit friedlichen Mitteln sein. In diesem Zusam- 
menhang muß auch über die Produktion und den Vertrieb von 
Waffen, vor allem jener Mittel, die zur Vernichtung ganzer 
Völker geeignet sind, neu nachgedacht werden. 

2. Waffenexporte können deshalb als Mittel der Außenpolitik und 
der Einflußgewinnung nicht in Frage kommen. Gerade um 
einen solchen Weg innerhalb der Europäischen Union zu ver- 
meiden und die zukünftige GASP auf friedlichen Mitteln zu 
gründen, wäre ein Einstieg der Bundesrepublik Deutschland in 
eine koordinierte Steigerung der Rüstungsexporte durch Mit- 
gliedstaaten der EU ein fatales Zeichen. Vielmehr muß sich die 
Bundesregierung dafür einsetzen, den Verkauf von Waffen 
zunächst immer stärker allgemeingültigen Regeln, wie etwa 
einem Code, zu unterwerfen und weitmöglichst einzudämmen. 
Dafür soll die Bundesregierung bei den Vereinten Nationen, 
innerhalb der Europäischen Union und in bilateralen Beziehun- 
gen eintreten. 

3. Es wäre unverantwortlich, wenn die Bundesregierung dem 
gegenwärtigen Drängen aus der Wirtschaft, insbesondere der 
Rüstungslobby, nachgäbe und die Exporte von Rüstungsgütern 
erleichterte. Die gesunkene Beschaffung durch die Bundes- 
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wehr durch vermehrte Exporte ausgleichen zu wollen, hieße Öl 
ins Feuer gießen. Die offenen und latenten Konflikte auf dieser 
Welt würden weiter angeheizt, bestehende regionale 
Rüstungswettläufe mit neuer Nahrung versehen. 

Nicht zuletzt der Zweite Golfkrieg hat gezeigt, wohin ein sol- 
ches Verhalten führt. Im Krieg gegen den Irak mußten die 
Alliierten gegen Waffen kämpfen, die teilweise von ihnen 
selbst geliefert worden waren. Nicht genug damit, stiegen die 
Rüstungsexporte in die Region nach dem Krieg auf ungekannte 
Höhen. Waren es 1989 und 1991 Waffen für 6,8 Mrd. Dollar 
gewesen, betrug der Wert der Verträge, die bis Sommer 1992 
abgeschlossen wurden, zwischen 35 und 45 Mrd. Dollar. 

4. Das häufig von Industrie Vertretern und Regierungspohtikem, 
unter ihnen Verteidigungsminister Rühe, gebrauchte Argu- 
ment, die deutsche Rüstungsindustrie müsse die Fähigkeit 
bewahren, unabhängig große Waffensysteme bauen zu können 
und brauche deshalb vermehrt den Export, geht fehl. Schon 
heute ist kein Land mehr in der Lage, ohne Zulieferungen von 
außerhalb Waffensysteme zu bauen. Das güt insbesondere für 
elektronische Bestandteile, deren Anteil am Wert immer größer 
wird. Die Vision einer nationalen Rüstungsproduktion ist über- 
holt. 

5. Ebenso irreführend ist der Weg, mit erleichterten Möglichkei- 
ten des Rüstungsexportes vermehrt westeuropäische Kopro- 
duktionen zu beginnen und so indirekt das deutsche Export- 
volumen zu steigern. Der Rüstungsexport ist nie über 1 bis 
2 Prozent des Volumens des deutschen Außenhandels hinaus- 
gegangen. Angesichts schrumpfender Gesamtmärkte für Waf- 
fen ist er auch insgesamt nicht steigerbar, es könnten lediglich 
Konkurrenten vom Markt verdrängt werden. Das wäre aber mit 
erheblichen finanziellen Risiken verbunden und müßte letzt- 
lich, über Hermes-Kredite, vom Steuerzahler subventioniert 
werden. 

6. Das besondere Problem der Dual-use-Waren, oder zivil wie 
militärisch verwendbaren Gütern, harrt im Rahmen der Euro- 
päischen Union nach wie vor einer Lösung. Die notwendige 
Harmönisierung kann aber nicht bedeuten, sich auf den klein- 
sten gemeinsamen Nenner zu einigen. Deutsche Standards 
stehen einer solchen Harmonisierung nicht entgegen, denn im 
Rahmen der Subsidiarität muß es der Bundesrepublik Deutsch- 
land möglich sein, national weiter für die eigenen Exporte 
strengere Maßstäbe anzulegen als andere Mitgliedstaaten. Ein 
Politikmuster, dem zufolge über Brüsseler Regelungen stren- 
gere nationale Standards ausgehebelt werden, ist nicht akzep- 
tabel. Dennoch bleibt die Bundesregierung aufgefordert, sich 
im Rahmen der Europäischen Union mit allen Kräften für die 
Harmonisierung der Exportregeln für Dual-use-Waren auf 
höchstmöglichem Niveau einzusetzen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. eine Grundgesetzänderung einzuleiten, um den Export von 
Kriegswaffen zu unterbinden. Artikel 26 Abs. 3 verbietet 
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danach den Export aller zur Kriegführung geeigneten Waffen. 
Der neue Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zur Kriegführung geeignete Waffen sowie Waren oder 
Dienstleistungen für militärische Zwecke dürfen nicht her- 
gestellt, in Verkehr gebracht oder angeboten werden. Die 
Lagerung, Beförderung, Aufstellung oder Anwendung von ato- 
maren, bakteriologischen, chemischen oder anderen Massen- 
vernichtungsmitteln ist verboten. Ihre Planung und Entwick- 
lung sowie darauf gerichtet Forschungen und Technologien 
werden geächtet. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Das 
Nähere regelt ein Bundesgesetz. " ; 

2. bis zum 1. April 1994 das Kriegs waffenkontrollgesetz (KWKG) 
und das Außenwirtschaftsgesetz (AWG) in dem Sinne zu ver- 
ändern, daß Exporte von Waffen und allen Teilen, die zur 
Verwendung in Waffen oder zu Zwecken der Kriegführung 
vorgesehen sind, verboten sind. Das beinhaltet auch Lieferun- 
gen an NATO-Staaten und Zulieferungen an Gemeinschafts- 
projekte mit Verbündeten. Zuwiderhandlungen sind mit Ge- 
fängnisstrafen nicht unter drei Jahren zu bedrohen. Die Kon- 
trollverfahren für doppelt, zivil wie militärisch verwendbare 
Waren, Güter und Dienstleistungen führt weiterhin das Bun- 
desamt für Ausfuhr (BAFA) durch; 

3. sich im Rahmen der Präsidentschaft der Europäischen Union, 
die von der Bundesrepublik Deutschland im zweiten Halbjahr 
1994 ausgeübt wird, für eine umfassende Regelung zur Regu- 
lierung und Eindämmung des Rüstungsexportes durch die 
Staaten der Union einzusetzen. Dazu gehören verbindliche 
Richtlinien für den Rüstungsexport, die sich an den Kriterien 
anlehnen können, die vom Europäischen Rat 1992 zusammen- 
gestellt worden sind. Insbesondere bei gravierenden Men- 
schenrechtsverletzungen und beim Vorliegen eines internatio- 
nalen Staatsverbrechens (illegitimer Einsatz von bewaffneter 
Gewalt, Unterdrückung des Rechts auf Selbstbestimmung, Völ- 
kermord etc.) darf kein Mitglied der EU Waffen liefern; 

4. dafür Sorge zu tragen, daß unter ihrer Präsidentschaft die 
Kontrolle an den Außengrenzen der Gemeinschaft effektiver 
gestaltet, die Möglichkeiten zur Umgehung nationaler Kon- 
trollsysteme unterbunden werden. Dazu gehören ein effizien- 
tes Datensystem, mit Verbindung zu den nationalen Genehmi- 
gungsbehörden, einheitliche Verfahren und Ausbildungsstan- 
dards bei den Zollverwaltungen und eine Clearingstelle bei der 
Union zur Diskussion von Grenzfällen; 

5. sich bei den Partnern der Europäischen Union dafür einzuset- 
zen, gemeinsam einen Vorstoß bei den Vereinten Nationen zu 
unternehmen. Im Rahmen der Vollversammlung soll ein Kodex 
zum Rüstungsexport eingebracht und verabschiedet werden, 
der eng an den oben genannten Richtlinien der EU angelehnt 
sein sollte. Weiter sollte das Register der Vereinten Nationen 
für konventionelle Waffen in zweierlei Hinsicht ausgedehnt 
werden. Zum einen sollen weitere Kategorien von Waffen 
erfaßt, zum anderen die Offenlegung aller Produktionskapazi- 
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täten für die vom Register erfaßten Waffenkategorien ver- 
einbart werden. Die Produktion und der Verkauf von Land- 
minen sind insgesamt zu bannen. 

Bonn, den 7. Februar 1994 

Vera Wollenberger 
Gerd Poppe 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 
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